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5 4 5 . Verordnung: Änderung der Qualitätsklassenverordnung
546 . Verordnung: 6. Durchführungsverordnung zum Elektrotechnikgesetz
5 4 7 . Verordnung: Erlassung der Ausbildungsvorschriften für den Lehrberuf Bautechnischer

Zeichner
5 4 8 . Verordnung: Prüfung für den Gehobenen Bodenschätzungsdienst

5 4 5 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 2. Juni 1975,
mit der die Qualitätsklassenverordnung geän-

dert wird

Auf Grund des Qualitätsklassengesetzes, BGBl.
Nr. 161/1967, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz und dem Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie, hinsichtlich des § 49, soweit
er den § 15 betrifft, im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

Artikel I

Die Qualitätsklassenverordnung, BGBl. Nr. 136/
1968, in der Fassung BGBl. Nr. 303/1970,
BGBl. Nr. 37/1973 und BGBl. Nr. 119/,1974
wird geändert wie folgt:

1. Nach Abschnitt D ist folgender Abschnitt
anzufügen:

„Abschnitt E

Qualitätsklassen und Qualitätsnormen für
Tafeltrauben

§ 42. Die nachfolgenden Bestimmungen gelten
für Tafeltrauben der aus der Art ,Vitis vini-
fera L.' hervorgegangenen Sorten (im folgenden
kurz Trauben genannt).

§ 43. (1) Qualitätsbezeichnungen für Trauben
sind: ,Klasse Extra', ,Klasse I' und ,Klasse II'.

(2) Trauben, die in keine der im Abs. 1 ange-
führten Klassen eingestuft werden können, dür-
fen nur zum Zwecke der Verwertung in Ver-
arbeitungsbetrieben in Verkehr gebracht werden.

§ 44. (1) Trauben müssen sein:
gesund, insbesondere frei von Pflanzenkrank-

heiten, von Lager- und Transportschäden sowie
von Schädlingen;

sauber, insbesondere ohne sichtbare Rückstände
von Behandlungsmitteln;

frei von Spuren von Insektenbeschädigungen
(Fraßschäden);

frei von sichtbaren Anzeichen von Schimmel;
frei von jeder anomalen äußeren Feuchtigkeit;
frei von fremdem Geruch oder Geschmack.

(2) Die Beeren müssen gut geformt und normal
entwickelt sein sowie fest am Stiel sitzen, sie
dürfen weder geplatzt noch beschädigt sein. Durch
die Sonne hervorgerufene Pigmente sind zulässig.

(3) Die Trauben müssen sorgfältig abgeschnit-
ten und dürfen nicht zu stark ausgelichtet sein.
Der Reifezustand muß derart sein, daß er es den
Trauben erlaubt, Transport und Hantierung zu
überstehen, sich unter angemessenen Bedingun-
gen bis zum Verbrauch zu halten und den An-
forderungen am Bestimmungsort zu entsprechen.

(4) Trauben müssen überdies folgende Beschaf-
fenheitsmerkmale aufweisen:

a) Klasse Extra:
Trauben dieser Klasse müssen die für die
Rebsorte typische Form, Größe und Farbe
aufweisen sowie frei von jeglichen Män-
geln sein; die Beeren müssen prall, in gleich-
mäßigen Abständen in der Traube ange-
ordnet und überall mit ihrem Duftfilm be-
deckt sein (Trauben hervorragender Quali-
tät).

b) Klasse I:
Trauben dieser Klasse müssen die für die
Rebsorte typische Form, Größe und Farbe
aufweisen; die Beeren müssen prall und im
allgemeinen mit ihrem Duftfilm bedeckt
sein (Trauben guter Qualität). Eine weniger
gleichmäßige Anordnung der Beeren in der
Traube als bei der Klasse Extra, leichte
Form- und Farbfehler sowie geringfügige
Brandstellen durch Sonneneinwirkung auf
der Schale sind zulässig.
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c) Klasse II:
Trauben dieser Klasse müssen den Quali-
tätsnormen der Klasse I entsprechen; Trau-
ben mit anomal lichter Anordnung der
Beeren sowie mit zu dicht stehenden Beeren
sind jedoch in Klasse II zugelassen.

§ 45. (1) Die Trauben müssen folgende Min-
destgewichte aufweisen:

(2) Die Einteilung der Traubensorten in im
Gewächshaus kultivierte sowie in groß- und
kleinbeerige Freilandtrauben enthält die An-
lage 7.

§ 46. Toleranzen sind nach Maßgabe der nach-
folgenden Bestimmungen zugelassen:
A. Gütetoleranzen (gemessen nach Gewicht):

a) Klasse Extra:
5 v. H. der Trauben, die nicht den An-
forderungen dieser Klasse, jedoch denen
der Klasse I entsprechen;

b) Klasse I:
10 v. H. der Trauben, die nicht den An-
forderungen dieser Klasse, jedoch denen
der Klasse II entsprechen;

c) Klasse II:
15 v. H. der Trauben, die nicht den An-
forderungen dieser Klasse, jedoch den Min-
destanforderungen gemäß § 44 Abs. 1 bis
3 entsprechen.

B. Gewichtstoleranzen:

a) Klasse Extra:
10 v. H. der Trauben, die nicht den Ge-
wichtserfordernissen dieser Klasse (§ 45
Abs. 1), jedoch denen der Klasse I ent-
sprechen;

b) Klasse I und II:
10 v. H. der Trauben in Klasse I und
15 v. H. der Trauben in Klasse H, die nicht
dem Gewichtserfordernis dieser Klassen
(§ 45 Abs. 1) entsprechen, aber folgendes
Mindestgewicht nicht unterschreiten :

C. Gesamttoleranzen:

Auf keinen Fall dürfen Güte- und Gewichts-
toleranzen zusammen übersteigen:

10 v. H. für die Klasse Extra,
15 v. H. für die Klasse I,
20 v. H. für die Klasse II.

§ 47. A. Gleichmäßigkeit des Verpackungsin-
haltes:

Der Inhalt jeder Packung muß gleichmäßig
sein, es darf jedes Packstück — unbeschadet der
Toleranzen — nur Früchte derselben Herkunft,
derselben Sorte und Klasse und desselben Reife-
grades enthalten.

Bei der Klasse Extra erstreckt sich das Erfor-
dernis der Gleichmäßigkeit auch auf die Färbung
und das Traubengewicht.

B. Art der Verpackung und Verpackungs-
material:

Die Verpackung muß derart sein, daß die
Ware in angemessener Weise geschützt ist.

Papier oder anderes innerhalb des Packstückes
verwendetes Material muß ungebraucht und sau-
ber sein.

Aufdrucke dürfen nicht mit den Trauben in
Berührung kommen. Bei der Verpackung müssen
die Trauben frei von fremden Gegenständen sein.

Trauben der Klasse Extra müssen in einer ein-
zigen Lage verpackt werden, wenn das Gewicht
des Packstückes 1 kg überschreitet.

§ 48. (1) Jede Verpackung muß auf der Außen-
seite deutlich lesbar und unverwischbar folgende
Angaben enthalten hinsichtlich:

(2) Soweit nicht die Angaben auf der Ver-
packung selbst gut sichtbar angebracht sind,
müssen bei Packstücken über 15 kg die zur
Kennzeichnung verwendeten Zettel mindestens
60 cm2 groß sein.

(3) Bei der Darbietung der Ware im Detail-
handel kann, sofern die Trauben aus gemäß
Abs. 1 ordnungsgemäß gekennzeichneten Ver-
packungen entnommen wurden, auf die Angabe
der Identifizierung gemäß Abs. 1 lit. A und der
Rebsorte gemäß Abs. 1 lit. B verzichtet werden.

§ 49. Die §§ 13 bis 15 finden für Tafeltrauben
sinngemäß Anwendung."
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2. Anlage 1 der Verordnung hat zu lauten:

„Zollämter (Einfuhrstellen) im Straßen- und
Schiffsverkehr, durch die kontrollpflichtige Sen-
dungen abgefertigt werden dürfen (für Sendun-
gen mit einem Gewicht von über 1000 kg).

I. Im Straßenverkehr:

Burgenland: Klingenbach, Nickelsdorf, Hei-
ligenkreuz;

Kärnten: Klagenfurt, Arnoldstein, Villach;
Niederösterreich: Amstetten, Drasenhofen,

Kleinhaugsdorf, Krems, St. Pölten,
Wr. Neustadt;

Oberösterreich: Linz, Passau, Neuhaus, Wels;
Salzburg: Salzburg, Walserberg-Autobahn;
Steiermark: Graz, Leibnitz, Leoben, Spiel-

feld;
Tirol: Innsbruck, Brennerpaß, Kiefersfelden,

Kufstein, Nauders, Reutte, Sillian;
Vorarlberg: Feldkirch, Bregenz, Dornbirn,

Höchst, Lustenau, Hörbranz;
Wien: Wien.

II. Im Schiffsverkehr:

Oberösterreich: Passau, Linz;
Wien: Wien"

3. In Anlage 2 der Verordnung sind unter B
für die nachfolgend angeführten Staaten folgende
Kontrollstellen einzufügen:

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1976 in
Kraft.

Weihs

Anlage 7

SORTENLISTE
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5 4 6 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 30. September 1975,
mit der die 2. Durchführungsverordnung
zum Elektrotechnikgesetz geändert wird
(6. Durchführungsverordnung zum Elektro-

technikgesetz)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 bis 3 im Zusam-
menhalt mit § 2 sowie § 13 des Elektrotechnik-
gesetzes, BGBl. Nr. 57/1965, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft (hinsichtlich der Vorschriften
ÖVE-E 1 c/1974) und dem Bundesminister für
Verkehr (hinsichtlich der Vorschriften ÖVE-F 1,
Teil 5/1974, ÖVE-F 1, Teil 6/1975 und ÖVE-F
40 b/1974) verordnet:

Artikel I

Die 2. Durchführungsverordnung zum Elektro-
technikgesetz, BGBl. Nr. 135/1967, in der Fassung
der 3. Durchführungsverordnung, BGBl. Nr. 263/
1969, der 4. Durchführungsverordnung, BGBl.
Nr. 300/1971, und der 5. Durchführungsverord-
nung, BGBl. Nr. 99/1974, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Im A n h a n g A haben folgende Vorschrif-
ten z u e n t f a l l e n :

2. Im A n h a n g B haben folgende Vor-
schriften zu e n t f a l l e n :

3. Der A n h a n g A ist durch folgende Vor-
schriften zu e r g ä n z e n :
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Artikel II

1. Für Fassungen mit Elektro-(Edison-)Gewinde
gelten die folgenden ÖNORMEN als verbindlich:

2. Drehstromsteckvorrichtungen für indu-
strielle und ähnliche Zwecke, 3 ~ 380 V/50 Hz
und 3 N ~ 380 V/50 Hz, mit Nennströmen
bis 32 A sind nur als genormte Steckvorrichtun-
gen in den Verkehr zu bringen.

Artikel III

1. Den Forderungen des § 3 Abs. 1 und 2 des
Elektrotechnikgesetzes ist auch dann entsprochen,
wenn die im Art. I Z. 3 enthaltenen Vorschrif-
ten bereits vor dem im Artikel IV festgelegten
Zeitpunkt angewendet werden, sofern in jedem
Einzelfalle die für die Verbindlicherklärung vor-
gesehenen Vorschriften zur Gänze angewendet
werden.

2. Die in den österreichischen Vorschriften für
die Elektrotechnik und in den in Artikel II ange-
führten ÖNORMEN enthaltenen Rechtsbeleh-
rungen, Einleitungen, Fußnoten, Anhänge und
Hinweise auf Fundstellen in anderen Texten
(z. B. technischen Bestimmungen, Normen,
Gesetzen und Verordnungen) werden von der
Inkraftsetzung nicht erfaßt.

3. Die geltenden Bestimmungen über Arbeit-
nehmerschutz, Maschinenschutzvorrichtungen und
Dampfkesselwesen werden durch die elektrotech-
nischen Sicherheitsvorschriften dieser Verordnung
nicht berührt.

Artikel IV

1. Art. I Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a sowie Art. II
Z. 1 treten am 1. Jänner 1976,

2. Art. I Z. 3 lit. b tritt am 1. Jänner 1977,
3. Art. I Z. 3 lit. c am 1. Jänner 1978 und
4. Art. II Z. 2 am 1. Jänner 1981 in Kraft.

Moser
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5 4 7 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 2. Ok-
tober 1975, mit der Ausbildungsvorschriften
für den Lehrberuf Bautechnischer Zeichner

erlassen werden

Auf Grund des § 8 des Berufsausbildungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, wird — bezüglich
der Verhältniszahlen im Sinne des § 8 Abs. 3
des Berufsausbildungsgesetzes gemäß § 35 Z. 1
dieses Gesetzes im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für soziale Verwaltung — verordnet:

§ 1. Für den Lehrberuf Bautechnischer Zeichner
werden die in der Anlage enthaltenen Ausbil-
dungsvorschriften festgelegt.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Novem-
ber 1975 in Kraft.

Staribacher

Anlage

Ausbildungsvorschriften
für den Lehrberuf B a u t e c h n i s c h e r

Z e i c h n e r

Berufsbild

Handhaben und Instandhalten der zu verwen-
denden Arbeitsgeräte und Einrichtungen

Grundfertigkeiten des bautechnischen Zeichnens
Zeichnen mit den im Fachgebiet üblichen Ge-

räten
Beschriften
Freihändiges Skizzieren
Arbeiten auf dem Reißbrett mit und ohne

Zeichenmaschine
Handhaben von Schablonen
Papierauswahl und -behandlung
Blatteinteilung

Einschlägige Normen (Normschrift, Papierfor-
mate, Blatteilung, Linienarten, Linienbreiten)

Zeichnen in verschiedenen Maßstäben (Vergrö-
ßerungen, Verkleinerungen)

Kenntnis der Arten von Bauzeichnungen
Anfertigen von Grundrissen, Schnitten, Ansich-

ten, Lageplänen und perspektivischen Darstel-
lungen

Maßeintragungen, Maßlinien und Maßzahlen
Bearbeitungs- und Behandlungsangaben
Sinnbilder, Kurzzeichen, Schriftfeld, Stück- und

Schnittlisten
Aufstellen von Werkstoff- und Materialtabellen
Anfertigen von pausfähigen Bauzeichnungen

unter Beachtung der einschlägigen Normen
Aufnehmen der Naturmaße von Bauteilen und

Bauobjekten
Übertragen von Leitungsschemata
Schalungs- und Bewehrungspläne

Fachbezogenes Rechnen mit einfachen Formeln
und nach Tabellen unter Beachtung der Bau-
technologie

Rechnen mit dem Rechenschieber
Grundkenntnisse über die Wirkung von Kräften

im Bauwesen
Grundkenntnisse der Baustoffe und deren Ver-

arbeitung in der Baukonstruktion
Grundkenntnisse der Bodenarten
Grundkenntnisse der sich aus dem Lehrvertrag

ergebenden Verpflichtungen (§§ 9 und 10 des
Berufsausbildungsgesetzes)

Grundkenntnisse der einschlägigen Berufsvor-
schriften

Kenntnis der einschlägigen Sicherheitsvorschriften
sowie der sonstigen in Betracht kommenden
Vorschriften zum Schutze des Lebens und der
Gesundheit

Grundkenntnisse der aushangpflichtigen arbeits-
rechtlichen Vorschriften

Verhältniszahlen

Gemäß § 8 Abs. 3 lit. a Berufsausbildungsgesetz

1— 5 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen 1 Lehrling

6—10 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen 2 Lehrlinge

11—20 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen 3 Lehrlinge

21—30 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen 4 Lehrlinge

31—40 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen 5 Lehrlinge

41—50 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen 6 Lehrlinge

über 50 fachlich einschlägig ausgebildete
Personen höchstens 12% derselben
(Dezimalstellen sind aufzurunden)

Auf die Höchstzahl sind Lehrlinge in den
letzten 4 Monaten ihrer Lehrzeit nicht zu zählen;
ebenso nicht Lehrlinge, denen unter Anwendung
der §§ 28 und 29 Berufsausbildungsgesetz min-
destens 2 Lehrjahre ersetzt wurden.

Als fachlich einschlägig ausgebildete Personen
gelten der Lehrherr, der gewerberechtliche Stell-
vertreter und alle jene Dienstnehmer, die im
Betrieb höhere nichtkaufmännische Dienste im
Sinne des Angestelltengesetzes auf den Gebieten
der Planung, Berechnung und Konstruktion
leisten.

Werden in einem Betrieb auch im Lehrberuf
Industriekaufmann Lehrlinge ausgebildet, sind
jene Personen, die höhere nichtkaufmännische
Dienste leisten und als fachlich einschlägig aus-
gebildet für beide Lehrberufe gelten, nur jeweils
bei der Verhältniszahl eines dieser Lehrberufe
anzurechnen.
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Auf die Zahl der fachlich einschlägig ausgebil-
deten Personen sind Personen nicht anzurechnen,
die nur vorübergehend oder aushilfsweise im
Betrieb beschäftigt sind.

Gemäß § 8 Abs. 3 lit. b Berufsausbildungsgesetz

Sofern Ausbilder bestellt wurden, die nicht
ausschließlich mit Ausbildungsaufgaben betraut
sind, auf je 5 Lehrlinge zumindest 1 Ausbilder.

Sofern Ausbilder bestellt wurden, die aus-
schließlich mit Ausbildungsaufgaben betraut sind,
auf je 15 Lehrlinge zumindest 1 Ausbilder.

Die Zahl der Lehrlinge darf jedoch die sich
aus der Verhältniszahl nach § 8 Abs. 3 lit. a
Berufsausbildungsgesetz ergebende Zahl der Lehr-
linge nicht überschreiten.

Besitzt ein Ausbilder die fachliche Eignung zur
Ausbildung in mehreren Lehrberufen, so darf
er — unter Beachtung der für die einzelnen
Lehrberufe geltenden Höchstzahlen — insgesamt
höchstens so viele Lehrlinge ausbilden, als der
Verhältniszahl in jenem dieser Lehrberufe ent-
spricht, dessen Ausbildungsvorschrift die höchste
Verhältniszahl im Sinne des § 8 Abs. 3 lit. b
Berufsausbildungsgesetz vorsieht.

5 4 8 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 11. Oktober 1975 betreffend
die Prüfung für den Gehobenen Boden-

schätzungsdienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970, 167/
1972, 317/1973 und 180/1974 wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den Gehobenen Boden-
schätzungsdienst ist schriftlich und mündlich ab-
zuhalten.

§ 2. Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei
Klausurarbeiten, und zwar

1. der Ausarbeitung einer Entscheidung auf
dem Gebiete der Einheitsbewertung des
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens
unter Berücksichtigung der Bundesabgaben-
ordnung und der Bestimmungen des Be-
wertungsgesetzes in der Höchstdauer von
vier Stunden und

2. der Behandlung einer Frage aus dem Gebiete
der Landwirtschaftskunde und Bodenschät-
zung und deren Bedeutung für die Einheits-
bewertung in der Höchstdauer von zwei
Stunden.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prü-
fung umfaßt folgende Gegenstände:

1. Bundesabgabenordnung;
2. die Grundzüge der Besteuerung land- und

forstwirtschaftlicher Betriebe;
3. allgemeine Landwirtschaftskunde und Be-

triebslehre, einschließlich Boden-, Klima- und
Vegetationskunde;

4. Bodenschätzung;
5. Bewertungsrecht unter besonderer Berück-

sichtigung der Einheitsbewertung des land-
und forstwirtschaftlichen Vermögens;

6. die grundlegenden Bestimmungen des Grund-
buchsrechtes und des Vermessungswesens.

§ 4. (1) Die Prüfungskommission hat ihren
Sitz bei der Finanzlandesdirektion für Wien,
Niederösterreich und Burgenland. Sie ist für den
gesamten Bundesbereich zuständig.

(2) Zu Mitgliedern der Prüfungskommission
dürfen nur Beamte des Höheren und des Ge-
hobenen Dienstes bestellt werden.

§ 5. Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern.
Der Vorsitzende hat zumindest einen Gegen-
stand selbst zu prüfen. Der Vorsitzende und die
Prüfer des allgemeinen Teiles der mündlichen
Prüfung müssen rechtskundig sein.

§ 6. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jän-
ner 1976 in Kraft.

(2) Die besondere Prüfungsvorschrift für den
Bodenschätzungsdienst (Erlaß des Bundesmini-
steriums für Finanzen vom 10. Jänner 1953,
Zl. 103.962-21/52), die durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 334/1965 auf Gesetzesstufe gehoben
wurde, ist gemäß Art. III Abs. 3 des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 243/1970 mit Ablauf des
31. Dezember 1975 nicht mehr anzuwenden.

Androsch


